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Die Grundlage dieser Übersetzung der Fragenliste im Zusammenhang mit der ersten Staatenberichtsprüfung Deutschlands zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention beruht auf der Übersetzung der Monitoring-Stelle zur UN-Behindetenrechtskonvention beim Deutschen Institut für Menschenrechte. Die Stellen, an denen diese Übersetzung verändert wurde, sind farblich und durch Streichungen oder Ergänzungen gekennzeichnet.

Berlin, 6. Juni 2014
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Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen

Fragenliste im Zusammenhang mit dem ersten Staatenbericht Deutschlands(
A.   Zweck und allgemeine Verpflichtungen (Art. 1-4)

A.   Allgemeine Verpflichtungen (Art. 4)

1.
Bitte übermitteln Sie für jedes der 16 Bundesländer Informationen über das Verständnis und die Erfüllung ihrer rechtlichen Verpflichtungen aus dem Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen und ihre Aktionspläne zur Umsetzung, einschließlich darüber, wie den Menschenrechten der am stärksten marginalisierten Gruppen, zum Beispiel der in Einrichtungen lebenden Menschen, Rechnung getragen wird. 

2.
Bitte legen Sie dar, in welchem Umfang Organisationen von Menschen mit Behinderungen an der Ausarbeitung und Überwachung nationaler Programme des Europäischen Sozialfonds beteiligt waren und in welchem Umfang diese Programme den Menschen mit Behinderungen zu gute kommen werden. 

3.
Bitte erläutern Sie, welche Maßnahmen ergriffen wurden, um sicherzustellen, dass sowohl bestehende als auch neue Rechtsvorschriften das Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen einhalten. Wie haben die Bundesregierung und die Länderregierungen ihre bestehende Gesetze und neue Gesetzentwürfe mit den Verpflichtungen aus dem Übereinkommen in Einklang gebracht?

B.   Spezifische Rechte 

Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung (Art. 5)

4.
Bitte legen Sie einen Zeitplan dafür vor, wann die Bundesregierung und die Länderregierungen das Recht auf die Bereitstellung angemessener Vorkehrungen verwirklichen werden, unter anderem durch politische Programme, die die Versagung angemessener Vorkehrungen zu einem Diskriminierungstatbestand machen, wie in der Allgemeinen periodischen Überprüfung (A/HRC/WG.6/16/DEU/1, 2013) angesprochen.

Zugänglichkeit Barrierefreiheit (Art. 9)

5.
Welches sind die Pläne des Vertragsstaats zur Ausweitung der rechtlichen Anforderungen, um den barrierefreien Zugang zu privaten Einrichtungen, die Güter und Dienstleistungen für die Öffentlichkeit bereitstellen, zu ermöglichen, wie in der Allgemeinen periodischen Überprüfung (A/HRC/WG.6/16/DEU/1, 2013) angesprochen?

Gleiche Anerkennung vor dem Recht (Art. 12)

6.
Bitte machen Sie aktuelle Angaben zu etwaigen Änderungen des bestehenden Betreuungssystems, einschließlich ausführlicher Erläuterungen zu Maßnahmen, die ergriffen wurden, um eine unterstützende Entscheidungsfindung einzuführen, wo gegenwärtig eine ersetzende Entscheidungsfindung praktiziert wird. 

7.
Bitte erläutern Sie, wie der Begriff „Einwilligungsvorbehalt“ (bei dem die betroffene Person die rechtliche Handlungsfähigkeit, d.h. die Fähigkeit, im eigenen Namen tätig zu sein, nur dann behält, wenn sie sich der Einwilligung des Betreuers unterstellt) mit Artikel 12 im Einklang steht. 

Zugang zur Justiz (Art. 13)

8.
Bitte übermitteln Sie aktuelle Informationen über Verfahrensvorkehrungen und Verbesserungen der Zugänglichkeit bei Strafverfolgungsbehörden und Gerichten, die den Zugang zur Justiz für Menschen mit Behinderungen verbessern sollen. 

9.
Bitte stellen Sie klar, ob sowohl Bundes- als auch Landesgerichte den rechtlichen Verpflichtungen aus dem Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen unterliegen.

10.
Bitte übermitteln Sie Informationen darüber, ob Menschen mit Behinderungen, die in Sondereinrichtungen leben, Zugang zu Beschwerdemechanismen haben, wie in der Allgemeinen periodischen Überprüfung (A/HRC/WG.6/16/DEU/1, 2013) angesprochen.

Freiheit von Folter oder grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe (Art. 15)

11.
Paragraph 40 des Arzneimittelgesetzes gestattet es, dass Menschen mit eingeschränkter rechtlicher Handlungsfähigkeit, zum Beispiel Kinder mit Behinderungen, ohne ihre freiwillige und informierte Zustimmung zum Gegenstand wissenschaftlicher Forschung gemacht werden. Bitte erläutern Sie, inwiefern diese Praxis mit Artikel 15, Absatz 1 des Übereinkommens im Einklang steht.  

Freiheit von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch (Art. 16)

12.
Wie viele irreversible chirurgische Eingriffe wurden an intersexuellen Kindern vorgenommen, bevor sie ein Alter erreicht hatten, in dem sie in der Lage wären, eine freiwillige und informierte Zustimmung zu geben? Beabsichtigt der Vertragsstaat, diese Praxis zu beenden? 

13.
Bitte übermitteln Sie aktuelle Statistiken über Zwangssterilisierungen, d.h. Sterilisierungen, die ohne die freiwillige und informierte Zustimmung der Betroffenen vorgenommen wurden.

Schutz der Unversehrtheit der Person (Art. 17)

14.
Bitte übermitteln Sie Informationen über die Zahl der Fälle, in denen seit Februar 2013 eine Zwangs- oder unfreiwillige Behandlung (ärztliche Zwangsmaßnahme) durchgeführt wurde, sowie über die Zahl der Fälle, in denen dies unter Berufung auf die neuen Rechtsvorschriften (Paragraph 1906 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) geschah.

Unabhängige Lebensführung Selbstbestimmt Leben und Einbeziehung in die Gemeinschaft (Art. 19)

15.
Bitte übermitteln Sie aktuelle Informationen über Deinstitutionalisierung im Bereich Wohnen (einschließlich barrierefreier Infrastruktur) und psychiatrischer Krankenhäuser. 

16.
Bitte übermitteln Sie eine Aufschlüsselung der vergleichbaren Kosten für Menschen mit Behinderungen, die a) in einer Einrichtung leben, einschließlich der dort entstehenden Kosten (Mehrkostenvorbehalt), und die b) unabhängig selbstbestimmt in der Gemeinschaft leben.

Achtung der Wohnung und der Familie (Art. 23)

17.
Bitte geben Sie an, welche Unterstützung Eltern, ob berufstätig oder nicht, für die Betreuung von Kinder mit Behinderungen erhalten, damit diese Kinder zu Hause bleiben können und nicht in einer Einrichtung leben müssen. 

Bildung (Art. 24)

18.
Bitte übermitteln Sie die Inklusionsquoten (Prozent und Anzahl) von Kindern mit Behinderungen zwischen 2008 und 2014, aufgeschlüsselt nach Außenklassen und Integrationsklassen sowie nach Bundesland. 

19.
Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung getroffen, um sicherzustellen, dass die Länder der Verpflichtung in Artikel 24 zum Aufbau eines inklusiven Bildungssystems nachkommen? Bitte übermitteln Sie, wie in der Allgemeinen periodischen Überprüfung (A/HRC/WG.6/16/DEU/1, 2013) angesprochen, Einzelheiten zu den entsprechenden Plänen der Länder, einschließlich der Zuweisung von Haushaltsmitteln und Belegen für das Verständnis der rechtlichen Verpflichtungen, die sich aus dem Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen ergeben. 

Arbeit und Beschäftigung (Art. 27)

20.
Bitte teilen Sie angesichts des anhaltenden Anstiegs der Zahl der Menschen mit Behinderungen, die dauerhaft auf dem Sonderarbeitsmarkt der 700 Werkstätten für behinderte Menschen in den 700 abgesonderten Behindertenwerkstätten beschäftigt sind, mit, durch welche Unterstützungsmaßnahmen Menschen mit Behinderungen die Teilnahme am allgemeinen Arbeitsmarkt ermöglicht wird, wie in den Abschließenden Bemerkungen des Ausschusses für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (E/C.12/DEU/CO/5, 12. Juli 2011) und in der Allgemeinen periodischen Überprüfung (A/HRC/WG.6/16/DEU/1, 2013) angesprochen.

21.
Bitte übermitteln Sie Informationen über die Zahl der Arbeitsstätten, die die Bestimmungen zur Zugänglichkeit (Arbeitsstättenverordnung) umgesetzt haben, sowie die Zahl der Arbeitgeber, die entsprechend dieser Verordnung angemessene Vorkehrungen getroffen haben. 

Teilnahme am politischen und öffentlichen Leben (Art. 29)

22.
Bitte übermitteln Sie Informationen über die Menschen mit Behinderungen, die vom Wahlrecht ausgeschlossen sind, sowie über die Veränderungen, die erforderlich sind, um alle Menschen mit Behinderungen zur Teilnahme an Wahlen zu befähigen.

C.   Spezifische Verpflichtungen 

Daten und Statistiken (Art. 31)

23.
Bitte erläutern Sie, welche Maßnahmen geplant sind, um in Zusammenarbeit mit Menschen mit Behinderungen und den sie vertretenden Organisationen ein menschenrechtsbasiertes Indikatorensystem sowie ein umfassendes System zur Datenerhebung aufzubauen, das auch Kinder mit Behinderungen einbezieht, wie vom Ausschuss für die Rechte des Kindes (CRC/C/DEU/CO/3-4) empfohlen. 

Internationale Zusammenarbeit (Art. 32)

24.
Bitte übermitteln Sie aktuelle Informationen über die Schritte, die ergriffen wurden, um den Umfang der im Rahmen der allgemeinen Programme und Projekte zugunsten von Menschen mit Behinderungen unternommenen Maßnahmen sowie die Qualität und Wirkung der gezielt auf Menschen mit Behinderungen ausgerichteten Programme und Projekte zu messen, einschließlich detaillierter Angaben über die Zuweisung von Haushaltsmitteln. 

Innerstaatliche Durchführung und Überwachung (Art. 33)

25.
Welche Initiativen wurden ergriffen, um die umfassende Koordinierung der Arbeit der Beauftragten für Menschen mit Behinderungen zwischen den 16 Ländern und mit der Bundesregierung auf individueller und kollektiver Ebene zu gewährleisten?

( Von der tagungsvorbereitenden Arbeitsgruppe auf ihrer ersten Tagung (14.-17. April 2014) angenommen.
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